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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

laut einer forsa-Umfrage vom Juli 2025 halten 73 
Prozent der Bürgerinnen und Bürger den Staat 
angesichts der Fülle an Aufgaben und Problemen 
für überfordert. Diese Zahl ist alarmierend. Zugleich 
bin ich der festen Überzeugung, dass sie nicht die 
objektive Lage widerspiegelt, in der sich unser 
Staat befindet. Ohne Zweifel sind die Herausforde-
rungen, vor denen wir stehen, groß. So etwa die 
angespannte außenpolitische Lage, der demografi-
sche Wandel, der Mangel an Fachkräften und der 
Aufholbedarf bei der Digitalisierung – um nur einige 
zu nennen. Und doch bin ich der Auffassung, dass 
wir berechtigten Grund haben, darauf zu vertrauen, 
dass wir als Staat und Gesellschaft in Deutschland 
diesen Herausforderungen begegnen können. 

Dieser Optimismus gründet auch auf der Erfahrung 
des letzten Jahres. In guter und konstruktiver 
Zusammenarbeit mit den Landkreisen und Kommu-
nen, den Kammern und Verbänden sowie vielen 
weiteren Akteuren aus dem Bereich der Wirtschaft, 
Wissenschaft und der Zivilgesellschaft haben wir 
viele Projekte bewegt und so unsere Region weiter 
nach vorne gebracht. Einige Beispiele finden sich in 
diesem Jahresbericht. Wir haben die Energiewende 
weiter vorangetrieben, unsere Industrie vor Ort 
begleitet und den Ganztagsausbau der Grundschu-
len gefördert. Wir bieten geflüchteten Menschen 
Obdach, tragen zum Schutz unserer Wälder bei 

und arbeiten grenzüberschreitend mit unseren 
Nachbarn aus Frankreich und der Schweiz an der 
Entwicklung unserer trinationalen Metropolregion. 
Machen Sie sich selbst ein Bild von unseren viel-
fältigen Aktivitäten im Regierungspräsidium. Ich 
wünsche Ihnen viel Freude bei der Lektüre. 

Ich danke Ihnen für unser vertrauensvolles und 
gutes Miteinander im vergangenen Jahr und freue 
mich auf unsere weitere Zusammenarbeit. Mitein-
ander können wir auch in 2026 viel bewegen!

Ihr 

Carsten Gabbert 
Regierungspräsident
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Die Transformation unseres Energiesystems ist eine Mammutaufgabe.  
Die Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz (StEWK) 
des Regierungspräsidiums bündelt Fachwissen, berät bei der Anwendung 
von gesetzlichen Vorgaben in der Praxis und ist Partnerin derjenigen, die 
die Energiewende im Regierungsbezirk umsetzen und vorantreiben. Die 
Zuwächse beim Ausbau von Wind- und Solarenergie zeigen, dass es vor-
angeht – auch wenn die Herausforderungen groß bleiben.  

Wind. Sonne. Wärme. 
Wandel.

uns installierte Leistung aus Windenergie mehr als 
verfünffachen können“, freute sich Regierungsprä-
sident Carsten Gabbert bei der Eröffnung des  
dritten Windenergie-Dialogs am 11. November in 
Freiburg.

„Das Zusammenspiel aus der regionalen Planungs-
offensive und neuen vereinfachten rechtlichen  
Vorgaben aus der EU hat einen Turbo für den  
Ausbau der Windenergie im Land gezündet. Mit 
allen Projekten in der Pipeline werden wir die bei 

Der repowerte Windpark Schnürbuck in der Ortenau produziert jährlich rund 30 Millionen Kilowattstunden Strom.
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Viertel auf Freiflächen-Solaranlagen und zu drei 
Vierteln auf Dachanlagen. Insgesamt werden damit 
im Regierungsbezirk Freiburg bereits heute rund 
drei Gigawatt Strom durch Sonnenenergie erzeugt, 
das entspricht ungefähr dem jährlichen Bedarf von 
1,1 Millionen Haushalten. 

Bei der Agri-Photovoltaik werden Flächen sowohl 
für die Produktion von Solarenergie als auch für die 
Landwirtschaft genutzt. Im Oktober hat die StEWK 
zusammen mit der französischen Collectivité euro-
péenne d’Alsace und dem Verein TRION climate e. 
V. ein trinationales Symposium organisiert. Rund 
140 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus der 
Schweiz, Frankreich und Deutschland kamen in der 
Hochschule Kehl zusammen, um über die Potenzi-
ale für diese Form der Energieerzeugung in der 
Grenzregion zu diskutieren. Sogar bis Paris hat sich 
die Expertise des RP mittlerweile herumgespro-
chen: Im November waren zwei Kolleginnen zu 
einer Fachtagung des Deutsch-französischen Büros 
für die Energiewende nach Paris eingeladen, um 
dort die südbadische Perspektive auf Agri-Photo-
voltaik zu präsentieren.

Wärmewende im Fokus

Neben der Energiewende rückt auch die soge-
nannte Wärmewende immer mehr in den Fokus: 
Gemeint ist damit die Umstellung der Wärmeversor-
gung auf klimaneutrale Energie. 50 Prozent des 
Endenergieverbrauchs in Deutschland entfallen auf 
den Wärmesektor. Wenn wir unsere Klimaziele errei-
chen wollen, dann müssen wir auch hier umsteuern. 

Wesentlicher Baustein für die Transformation sind 
kommunale Wärmepläne. Seit Mitte des Jahres sind 
alle Kommunen zur Erstellung solcher Pläne ver-
pflichtet. Die StEWK berät und unterstützt die kom-
munalen Akteure auf dem Weg der Planerstellung 
und ist für die abschließende Prüfung der Pläne ver-
antwortlich. Gleichzeitig kümmert sich die StEWK 
auch um die Auszahlung der finanziellen Mittel, die 
die Kommunen für die Erstellung der Pläne vom 
Land erhalten. Ergänzend zu den Aktivitäten der 
Kommunen sind auch die Wärmenetzbetreiber ver-
pflichtet, ihre Wärmenetze zu dekarboniseren. Die 
Überwachung dieser Pflicht ist eine weitere Auf-
gabe der StEWK in den kommenden Jahren.

Tatsächlich haben Projektierer im Jahr 2025 bis 
zum Stichtag am 30. Juni bei den zuständigen 
Landratsämtern des Regierungsbezirks Freiburg 
mehr als 60 Anträge für über 200 Windenergieanla-
gen eingereicht. Hauptgrund für die hohe Zahl an 
Anträgen war eine Ende Juni ausgelaufene Rege-
lung der EU, die für Genehmigungsverfahren für 
Windenergieanlagen Erleichterungen bei der 
Umweltverträglichkeits- und Artenschutzprüfung 
vorsah, um den Ausbau zu beschleunigen.  

Werden alle beantragten Vorhaben realisiert, dann 
steigt die installierte Windleistung im Regierungs-
bezirk Freiburg von derzeit 355 auf mehr als 2.100 
Megawatt. Das entspricht ungefähr dem jährlichen 
Bedarf von 1,4 Millionen Haushalten.

Von der Antragstellung bis zur Inbetriebnahme 
einer Anlage ist es mitunter aber immer noch ein 
langer Weg. Dafür gibt es unterschiedliche Ursa-
chen: Viele Behörden berichten von Unsicherheiten 
bei Praxis- und Vollzugsfragen aufgrund sich häufig 
ändernder rechtlicher und fachlicher Vorgaben. 
Genehmigte Projekte verzögern sich auch, weil die 
Anlagenhersteller aufgrund steigender Nachfrage 
Lieferschwierigkeiten haben oder weil nicht ausrei-
chend geschultes Fachpersonal am Markt verfüg-
bar ist, um die Anlagen zu errichten.

Die StEWK wurde im Jahr 2022 im Regierungspräsi-
dium Freiburg eingerichtet, um Fachwissen auf regi-
onaler Ebene zu bündeln und um allen Beteiligten 
eine zentrale Anlaufstelle anbieten zu können. Die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der StEWK unter-
stützen mit fachlicher Expertise und Erfahrungswis-
sen. So gelingt es, den zuständigen Behörden den 
Rücken zu stärken und gemeinsam bei Entschei-
dungen Ermessenspielräume auszuloten. Auch die 
Vernetzung der beteiligten Akteure spielt eine wich-
tige Rolle: Zum dritten Windenergie-Dialog am  
11. November kamen über 100 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer aus Verwaltung und Branche im Regie-
rungspräsidium Freiburg zusammen, um sich über 
aktuelle Fragen zu informieren und praxisnahe 
Lösungen zu diskutieren.

Fortschritte bei der Solarenergie

Auch bei der Solarenergie sind weiter gute Fort-
schritte zu verzeichnen: Im Regierungsbezirk Frei-
burg wurden in diesem Jahr rund 400 Megawatt So-
larleistung installiert. Der Zubau erfolgte zu einem 
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Tiefe Geothermie  
am Oberrhein 

Von Lörrach bis Mannheim sind Bürgermeisterin-
nen, Bürgermeister und Gemeinderatsmitglieder der 
Einladung des RPs gefolgt, um mehr über die Tiefe 
Geothermie und die Voraussetzungen für ihre Nut-
zung am Oberrhein zu erfahren.

Bei der Tiefen Geothermie wird aus einem Bohrloch 
aus rund 1000 bis 4000 Metern Tiefe heißes Wasser 
gewonnen, um über einen Wärmetauscher lokale 
Wärmenetze zu versorgen. Das abgekühlte Wasser 
wird anschließend durch ein zweites Bohrloch wie-
der in die wasserführende Schicht im Untergrund 
zurückgeleitet. So entsteht ein geschlossener Ther-
malwasserkreislauf. 

Dass die Potenziale für die Energie- und Wärme-
wende dabei am Oberrhein nicht zu unterschätzen 
sind, wurde gleich zu Beginn der Veranstaltung im 
Vortrag von Frank Schilling vom Landesforschungs- 
zentrums Geothermie am Karlsruher Institut für 
Technik deutlich. Dank hoher Untergrundtempera-
turen eignet sich der Oberrhein im deutschlandwei-
ten Vergleich besonders gut für die klimaschonende 
Wärmeversorgung durch Tiefe Geothermie, die un-
abhängig von Tages- oder Jahreszeiten und bei 
jeder Witterung zur Verfügung steht.

Schutz von Mensch und Umwelt hat Priorität

Für die Genehmigung von Tiefen-Geothermie-Vor-
haben ist in Baden-Württemberg die Landesberg- 
direktion im RP zuständig. Sie begleitet und über-
wacht die Projekte von der ersten Aufsuchung 
durch seismische Untersuchungen des Untergrunds 
und die Erkundungsbohrungen bis zum Dauerbe-
trieb. Dabei hat der Schutz von Menschen und Um-
welt immer höchste Priorität. Wie Rupert Thienel 
von der Landesbergdirektion verdeutlichte, prüfen 
er und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unter 
Einbeziehung der zuständigen Fachbehörden alle 
Sicherheitsaspekte – seien es mögliche Auswirkun-
gen auf das Grundwasser oder Erdbeben.

Auch Regierungspräsident Carsten Gabbert zeigt 
sich überzeugt, dass eine sichere Nutzung der  
Tiefen Geothermie am Oberrhein möglich ist. „Als 
landesweit zuständige Aufsichts- und Geneh- 
migungsbehörde sind wir uns unserer Verantwor-
tung bewusst und haben die Risiken im Blick. Wir 
sollten die Möglichkeit dieser Technologie für eine 
importunabhängige, regionale und nachhaltige 
Wärmeversorgung am Oberrhein nutzen.“

Anfang Oktober hat das Regierungspräsidium Freiburg (RP) gemeinsam 
mit Umweltministerium und Landesforschungszentrum Geothermie in einer 
Onlineveranstaltung über 150 Kommunen über die Chancen der Tiefen  
Geothermie informiert. 

Geothermie  
am Oberrhein
Am Oberrhein zwischen Basel und Mann-
heim hat die Landesbergdirektion des RP 
derzeit 16 Berechtigungen zur Aufsuchung 
und Gewinnung von Tiefer Geothermie ver-
geben. Die Planungsstände in den einzel-
nen Feldern sind sehr unterschiedlich von 
der Auswertung bereits bestehender Daten 
bis zur konkreten Festlegung eines Bohr-
platzes bei Hartheim durch die Badenova 
und einer bereits fertiggestellten Bohrung 
in Graben-Neudorf durch die Deutsche Erd-
wärme. Daneben ist in Bruchsal seit vielen 
Jahren ein Geothermiekraftwerk der EnBW 
in Betrieb.
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Riehen als Vorreiter

Wie eine erfolgreiche Nutzung der Tiefen Geother-
mie für die örtliche Wärmeversorgung konkret aus-
sehen kann, stellte Matthias Meier, Geschäftsführer 
der Erdwärme Riehen, vor: In dem Basler Vorort 
werden schon seit 1994 viele Häuser erfolgreich mit 
Wärme aus dem Boden versorgt. Heute liefert die 
Anlage Fernwärme für rund 10.000 Personen. 

Zum Abschluss beantworteten die Referenten ge-
meinsam mit Umweltstaatssekretär Andre  
Baumann Fragen der Zuhörerinnen und Zuhörer, 
unter anderem zu möglichen Risiken der Tiefen 
Geothermie, Förderungen des Landes und dem 
Umgang mit Schäden. Rupert Thienel wies darauf 
hin, dass das RP im Rahmen des aufwändigen Ge-
nehmigungsprozesses für Geothermiebohrungen 
insbesondere die Sicherheitsaspekte intensiv prüfe 
und entsprechende Auflagen erteile. 

Hohe Sicherheitsstandards

Durch festgeschriebene Sicherheitsmaßnahmen 
werde bereits ausgeschlossen, dass es zu Struktur-
schäden an Gebäuden komme könne. Darüber hin-
aus verlangt das Land Baden-Württemberg von den 
Unternehmen den Abschluss einer Haftpflichtver-
sicherung, mit der Schäden bis in den zweistelligen 
Millionenbereich abgesichert werden. 

Sollte es dennoch einmal zu Schäden kommen, soll 
die Schadensabwicklung für Bürgerinnen und Bür-
ger künftig einfacher werden. Staatssekretär Bau-
mann und Steffen Heidt vom Umweltministerium 
Baden-Württemberg erklärten, dass das Land aktu-
ell gemeinsam mit den Unternehmen eine Ombuds-
stelle plane, die mögliche Schäden als neutrale 
Institution schnell, zuverlässig und gleichmäßig 
regulieren solle.

Geothermiebohranlage der Deutschen Erdwärme in Graben-Neudorf. 



Das Regierungspräsidium überwacht und genehmigt Industrieanlagen mit 
einem hohen Umwelt- oder Sicherheitsrisiko. Dabei bündelt es die Inter-
essen von Behörden und Antragstellern, um schnelle und effiziente Ver-
fahren zu ermöglichen. Zwei aktuelle Beispiele zeigen, wie konstruktives 
Arbeiten komplexe Projekte erfolgreich und zügig zum Abschluss bringt.

Entscheidungen mit  
Augenmaß

Die fünf Industriereferate in der Umweltabteilung 
des Regierungspräsidiums sind zuständig für Indus-
trieanlagen, von denen ein hohes Umwelt- oder 
Sicherheitsrisiko ausgeht und für Betriebe, bei 
denen es schwere Unfälle mit gefährlichen Stoffen 
geben kann. Dies umfasst alle Aufgaben im 
Umweltschutz und Arbeitsschutz für sämtliche 

Anlagen an einem Standort. Wenn solch ein Betrieb 
seine Produktion ändern oder erweitern möchte, 
muss er einen Genehmigungsantrag beim RP ein-
reichen. Die Fachleute des RP stehen dabei schon 
vor der Einreichung des formellen Antrags mit den 
Betrieben im Kontakt, zum Beispiel um den Umfang 
der Antragsunterlagen festzulegen. Im Genehmi-

Von links: Landrat Christian Ante, Regierungspräsident Carsten Gabbert, Gutex-Geschäftsführer Claudio Thoma und  
Verbandsdirektor Markus Riesterer (Zweckverband Gewerbepark Breisgau) bei der Firma Gutex in Eschbach.
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gungsverfahren bündeln sie dann die Stellungnah-
men anderer Behörden und Interessensverbände 
und holen Einwendungen zentral ein. Die Industrie-
referate müssen deswegen über branchenspezifi-
sches Wissen verfügen und gleichzeitig die recht-
lichen Grundlagen und fachlichen Voraussetzungen 
für die Erteilung der Genehmigungen kennen. Die 
teilweise unterschiedlichen Interessen gut abzuwä-
gen, erfordert Augenmaß und Pragmatismus. So ist 
es möglich, auch komplexe Genehmigungen zügig 
zu erteilen. Das zeigen zwei aktuelle Beispiele aus 
der Genehmigungspraxis des RP.

Klärschlammverwertungsanlage in Forchheim

Das Genehmigungsverfahren für den Bau und 
Betrieb einer Anlage zur Verbrennung von kommu-
nalen Klärschlämmen in Forchheim wurde in nur  
13 Monaten umgesetzt – von der Übergabe der 
Antragsunterlagen bis zur Erteilung der Genehmi-
gung im September. Ziel des Klärschlammverwer-
tung Zweckverbands Südbaden ist es, den anfallen-
den Klärschlamm von 27 Kläranlagen entlang der 
Rheinschiene umweltverträglich und nachhaltig zu 
verwerten. Die künftige Monoverbrennungsanlage 
schafft die Grundlage, damit die entstehen- 
den Aschen später zur Rückgewinnung des wert-
vollen Rohstoffs Phosphor genutzt werden können. 
Das Investitionsvolumen liegt bei über 100 Millionen 
Euro. 

Das Verfahren konnte auch deshalb so zügig abge-
schlossen werden, weil das RP seine Spielräume 
genutzt hat. So wurden beispielsweise Kritikerinnen 
und Kritikern sehr früh eingebunden. Mit einem 
sogenannten Einwenderdialog konnten strittige 
Punkte aus dem Weg geräumt werden. Ein formaler 
Erörterungstermin war damit nicht mehr notwendig.

Auch die sorgfältige Vorbereitung und vollständige 
Einreichung der Genehmigungsunterlagen durch 
den Antragsteller hat das Verfahren wesentlich 
beschleunigt. Und nicht zuletzt haben die Fachleute 
des RP bei der Genehmigungserteilung abteilungs-
übergreifend zusammengearbeitet und Aufgaben 
an den Stellen gebündelt, wo es möglich war. 
Regierungspräsident Carsten Gabbert: „Das Geneh-
migungsverfahren zeigt mustergültig, wie auch sol-
che komplexen Verfahren zügig und erfolgreich 
zum Abschluss gebracht werden können, wenn alle 
Beteiligten konstruktiv zusammenarbeiten.“ 

Neues Verfahren zur Krebsvorsorge

Dass schnelle Genehmigungen auch bei neuen Ver-
fahren möglich sind, zeigt die Genehmigung für ein 
Verfahren zur Früherkennung von Lungenkrebs bei 
starken Rauchern am Universitätsklinikum Freiburg, 
die in wenigen Monaten abgeschlossen werden 
konnte. Durch die im September erteilte Genehmi-
gung ist das Universitätsklinikum das erste Kran-
kenhaus in Baden-Württemberg, das diese neue 
Form der Früherkennung anbieten darf. Das Scree-
ning erfolgt mithilfe modernster CT-Technologie. 
Lungenkrebs kann damit in einem sehr frühen Sta-
dium erkannt werden – lange bevor Beschwerden 
auftreten. Die onkologische Versorgung im Land 
wird dadurch nachhaltig gestärkt. 

Carsten Gabbert: „Das Universitätsklinikum Frei-
burg setzt mit der Lungenkrebsfrüherkennung 
einen wichtigen Meilenstein in der Krebsvorsorge 
und ein weiteres Ausrufezeichen für die exzellente 
Qualität der medizinischen Versorgung in Südba-
den. Es freut mich, dass mein Haus dies einmal mehr 
mit einem zügigen und effizienten Genehmigungs-
verfahren unterstützen konnte. Erkrankte können 
nun frühzeitig von dieser Vorsorge profitieren.“

Weiter konnten in diesem Jahr unter anderem die 
Erweiterungen Kreismülldeponien im Landkreis Lör-
rach und im Ortenaukreis, von Biogasanlagen in 
den Landkreisen Lörrach, Emmendingen und im 
Ortenaukreis, die Erneuerung der Energiezentrale in 
einer Biomasseanlage im Landkreis Konstanz oder 
die Errichtung und der Betrieb einer Anlage zur 
Wärmerückgewinnung im Ortenaukreis genehmigt 
werden - jeweils  Investitionen in Millionenhöhe, die 
vom RP auch nach erteilter Genehmigung über die 
gesamte Umsetzungsphase bis zur Inbetriebnahme 
und darüber hinaus eng begleitet werden.

"Wir unterstützen die  Industrie  
mit zügigen und effizienten  
Genehmigungsverfahren."

Carsten Gabbert,
Regierungspräsident
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Zehn Jahre LEA:  
Ein Erfolgsmodell

Zu Spitzenzeiten sind im Jahr 2015 in Baden-Würt-
temberg täglich 2000 Menschen angekommen, die 
untergebracht werden mussten. Vor diesem Hinter-
grund hat die Landesregierung die Erstaufnahme 
vom RP Karlsruhe an alle vier Regierungspräsidien 
ausgeweitet. Im Regierungsbezirk Freiburg wurden 
im Herbst 2015 binnen zwei Monaten sechs Erstauf-
nahmeeinrichtungen mit einer Gesamtkapazität von 
über 8000 Plätzen aufgebaut. Das RP Freiburg 

stellte aus Mitarbeitenden verschiedenster Referate 
eine Task Force zusammen, die in kürzester Zeit Inf-
rastruktur, Verwaltung und Dienstleister für alle neu 
geschaffenen Erstaufnahmeeinrichtungen organi-
sierte. Im Stadtgebiet Freiburg wurde kurzfristig das 
ehemalige Sportplatzgelände der damaligen Poli-
zeiakademie bereitgestellt, wo drei Leichtbauhallen 
errichtet wurden – das war der Beginn der LEA Frei-
burg mit rund 900 (Not)-Plätzen. 

Das Gelände der ehemaligen Polizeischule in Freiburg bietet inzwischen Platz für bis zu 850 Geflüchtete. 

Im Jahr 2015 erhielt das RP die Zuständigkeit für die Erstaufnahme von 
Geflüchteten im Regierungsbezirk Freiburg. Wurde zu Beginn erfolgreich 
improvisiert, hat sich die Landeserstaufnahmereinrichtung (LEA) in Frei-
burg in den vergangenen zehn Jahren zu einem professionell geführten 
und gut eingespielten Betrieb entwickelt. 
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„Unsere Aufgabe war und ist es sowohl damals als 
auch heute, die Menschen, die zu uns kommen, 
unterzubringen. In der LEA finden sie Schutz und 
Sicherheit, sie bekommen ein Bett und alles, was 
man zum Leben braucht. Das haben wir trotz aller 
Herausforderungen über die letzten zehn Jahre 
immer wieder geschafft – natürlich gemeinsam mit 
den Landkreisen und Kommunen“, sagt Peter Kra-
mer, Leiter des Referats für Flüchtlingsaufnahme 
am RP, der von Anfang an dabei war. In der LEA 
werden die Geflüchteten gesundheitlich untersucht 
und registriert. Ihren Asylantrag stellen sie beim 
Bundesamt für Migration, wo auch das eigentliche 
Asylverfahren läuft. 

Die LEA verfügt inzwischen über vier Unterkunfts-
gebäude und ein Containerdorf mit Platz für bis zu 
850 Menschen. Hinzu kommen Kantine, Gemein-
schaftsräume, Registrierung, ärztliche Versorgung 
und Kita. Rund 100 Beschäftigte aus RP, Uniklinik 
und Dienstleister arbeiten auf dem Gelände. Hinzu 
kommen rund 70 ehrenamtliche Helferinnen und 
Helfer, die unterschiedliche Aktivitäten anbieten, 
wie Sprachkurse, Sport- und Spielangebote.

Kommen an manchen Tagen nur einzelne Geflüch-
tete an, gab es in den vergangenen Jahren immer 
wieder größere Ankunftswellen. Nach Ausbruch des 
Ukrainekriegs im Frühjahr 2022 war die LEA wieder 
am Anschlag. Wieder mussten kurzfristig Notunter-
künfte organisiert werden, um für Landkreise und 
Kommunen einen Puffer zu schaffen. Inzwischen 
hat sich die Situation mit durchschnittlich rund 500 
Bewohnerinnen und Bewohnern deutlich ent-
spannt. Sie kommen aktuell aus 26 Ländern, die 
meisten aus der Türkei, Syrien, und Afghanistan. 

„Das Zusammenleben in der LEA ist aufgrund der 
unterschiedlichen Kulturen, Religionen, Weltan-
schauungen und Sozialisierungen eine große Her-

ausforderung. Viele sind traumatisiert von der 
Flucht“, berichtet Peter Kramer. Damit das funktio-
niere, brauche es klare Spielregeln. Die Hausord-
nung der LEA vermittelt die Werte der westlichen 
Gesellschaft wie Gleichstellung von Mann und Frau 
sowie einen gewaltfreien und respektvollen 
Umgang. Alltagsbetreuer und Sicherheitsleute ach-
ten darauf, dass die Spielregeln eingehalten wer-
den. Bei Gewaltausbrüchen wird die Polizei verstän-
digt.

Obwohl die Zahl der Geflüchteten im vergangenen 
Jahr deutlich zurück gegangen ist, hat die Landes-
regierung entschieden, die Kapazität für die Erstauf-
nahme auszubauen: Da die Flüchtlingsströme vom 
Weltgeschehen abhängen, können sie jederzeit 
wieder größer werden. Ziel des Landes ist es, künf-
tig auf Notunterkünfte in Turnhallen verzichten zu 
können. Deshalb soll die LEA weiterwachsen: Das 
Land hat der Einrichtung zwei weitere Gebäude auf 
dem Gelände der ehemaligen Polizeiakademie 
zugewiesen, wo bislang das Bildungszentrum der 
Oberfinanzdirektion untergebracht war. Nach der 
Sanierung wird die LEA über 350 zusätzliche Plätze 
verfügen. 

Um den Geflüchteten schnell eine Bleibe zu verschaffen, 
wurden 2015 drei Leichtbauhallen errichtet. 

"Das Zusammenleben  
in der LEA ist eine große  

Herausforderung."

Peter Kramer, 
Leiter des Referats für  
Flüchtlingsaufnahme



Japankäfer  
auf dem Vormarsch
Durch den internationalen Warenverkehr und den Klimawandel werden 
neue Arten eingeschleppt - darunter der Japankäfer, der für die Landwirt-
schaft eine massive Bedrohung darstellt. Der Pflanzenschutzdienst des 
Regierungspräsidiums überwacht das Vorkommen des Schädlings.
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Anfang Juli 2025 hat der Pflanzenschutzdienst des 
Regierungspräsidiums Freiburg (RP) am Güterbahn-
hof in Freiburg elf Japankäfer gefangen. Um die 
Befallsfläche der Käfer zu bestimmen, hat das RP 
sein Monitoring intensiviert und vor Ort rund 40 Fal-
len installiert, die täglich geleert wurden. Ergebnis: 
Bis Ende August wurden insgesamt 31 Käfer gefun-
den. In Weil am Rhein gingen zwei und in Singen ein 
Käfer in die Falle. Aufgrund der besorgniserregen-
den Funde in Freiburg war klar, dass der Schädling 
intensiv bekämpft werden muss, um seine Ausbrei-
tung in Baden-Württemberg zu verhindern. 

Allgemeinverfügung erlassen

Das RP und das Landratsamt Breisgau-Hoch-
schwarzwald haben Ende Juli eine Allgemeinver-
fügung zur Bekämpfung des Japankäfers erlassen. 
Dabei wurde eine Befallszone in Teilen der Stadt 
Freiburg und eine Pufferzone unter anderem in 
Gundelfingen, Glottertal, Umkirch und der March 
ausgewiesen. In der Befallszone in Freiburg durften 
beispielsweise Rasenflächen in den Sommermona-
ten nicht bewässert und Pflanzen mit Erdanteilen 
und Erde nur unter bestimmten Bedingungen aus 
den Sperrzonen transportiert werden. Ausnahmen 
zum Beregnungsverbot gab es übrigens für die 
Fußballplätze des SC Freiburg und der Alemannia 
Zähringen. Dort  wurden die Larven mit sogenann-
ten Nematoden abgetötet.

Auch in der Pufferzone rund um Freiburg ist die 
Aufmerksamkeit hoch. Zwar bleiben Erntegüter wie 
Getreide, Silage oder Stroh von Verbringungsbe-

schränkungen verschont, dennoch entsteht durch 
strengere Vorgaben bei Erdbewegungen und dem 
Transport von Pflanzen mit Erdanhaftungen zusätz-
licher Aufwand. 

Intensive Überwachung ab Mai 

Über diese Maßnahmen zur Bekämpfung des Ein-
dringlings hinaus wird der amtliche Pflanzenschutz-
dienst des RP in Abstimmung mit dem Landwirt-
schaftlichen Technologiezentrum Augustenberg mit 
Beginn der Flugzeit ab Mai 2026 die Überwachung 
in Freiburg und an weiteren Risikostandorten fort-
führen beziehungsweise intensivieren. Damit soll 
eine Ansiedlung des Japankäfers in Baden-Würt-
temberg verhindert werden, der in den Befallsge-
bieten in großer Zahl auftritt. 

Der Japankäfer (Popillia Japonica) ist in 
der Europäischen Union als prioritärer Qua-
rantäneschädling eingestuft. Das heißt, 
seine Ausbreitung muss zum Schutz der 
Landwirtschaft verhindert werden. Er 
wurde aus seiner Heimat in Nordchina und 
Japan nach Nordamerika und Europa ein-
geschleppt. In der EU tritt er bisher auf den 
Azoren und in der Region um Mailand und 
mehreren Standorten in der Schweiz auf. 
Der Japankäfer frisst mehr als 400 soge-
nannte Wirtspflanzen, darunter zum Bei-
spiel bedeutende Kulturarten wie Wein-
rebe, Mais, Sojabohne, Apfelbäume und 
verschiedenste Strauch- sowie Baumarten.

Ellen John und Heiko Disch vom Pflanzenschutzdienst des 
Regierungspräsidiums haben in Freiburg rund 40 Fallen  
installiert und insgesamt 31 Japankäfer gefunden. 
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Wenn Infrastruktur 
ins Rutschen kommt 

Die Wutachschlucht ist bei Naturliebhabern als 
Ausflugsziel bestens bekannt, hindurch fährt man 
über die Landesstraße 170. Bereits im Februar 2024 
kam es entlang der wichtigen Verbindung zwischen 
Bonndorf und Löffingen zu starken Bewegungen im 
Hang. Die Straße rutschte in der Folge immer weiter 
ab und große und tiefe Risse taten sich auf. Zur 
Sicherheit der Verkehrsteilnehmerinnen und Ver-
kehrsteilnehmer musste die Fahrbahn daraufhin 
sofort vollständig gesperrt werden. 

Das hatte vor allem Einschränkungen für Pendlerin-
nen und Pendler zur Folge, die jetzt weite Umwege 
in Kauf nehmen mussten. Nachdem der Hang 
unmittelbar und umfassend begutachtet wurde, 

liefen die Arbeiten des Regierungspräsidiums auf 
Hochtouren: Entwässerungsleitungen wurden frei-
geräumt, der Hang zunächst provisorisch gesichert 
und Messpunkte zur Ermittlung der Rutschungsak-
tivitäten gesetzt. Parallel startete ein umfangrei-
ches geologisches Erkundungsprogramm. „Die 
Hänge in der Wutachschlucht sind seit Jahrtausen-
den in Bewegung – mal schneller, mal langsamer. 

Entscheidend ist, dass wir die Dynamik verstehen 
und die Planungen darauf abstimmen“, erklärt Geo-
loge Volker Bodien vom Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau im Regierungspräsidium 
(RP). Eine herausfordernde Ausgangslage um ein 
tragfähiges Sanierungskonzept zu entwickeln.

Ein Hangrutsch macht die wichtigste Straße in der Wutachschlucht  
unpassierbar und löst eines der anspruchsvollsten Sanierungsprojekte 
des Jahres aus. 
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Wichtige Straße provisorisch geöffnet 

Um die Einschränkungen für die Bevölkerung so ge-
ring wie möglich zu halten, konnte das Regierungs-
präsidium die Landesstraße Ende November 2024 
provisorisch für Fahrzeuge bis 3,5 Tonnen einspurig 
öffnen – eine spürbare Entlastung für die Menschen 
in der Region. Parallel wurden die Hangbewegun-
gen mit einem Messystem überwacht, sodass bei 
Bewegungen die Straße mit einem Ampelsystem 
wieder gesperrt werden konnte.  

Den Mitarbeitenden des RP war wichtig, alle Betrof-
fenen bei den komplexen Sanierungsplänen mitzu-
nehmen. Neben regelmäßigen Veranstaltungen mit 
Bürgermeistern und Abgeordneten präsentierten 
die Fachleute des RPs in einer Infoveranstaltung im 
Mai 2025 nicht nur die Ergebnisse der Bewegungs-
messungen, sondern stellten auch das umfassende 
Sanierungskonzept im Detail vor und beantworte-
ten Fragen der Bevölkerung. 

Rutscht der  
Regierungsbezirk? 

In der vom Landesamt für Geologie, Roh-
stoffe und Bergbau herausgegebenen in-
genieurgeologischen Gefahrenhinweiskar-
te sind weniger als drei Prozent des 
Regierungsbezirks als aktive oder inaktive 
Rutschgebiete ausgewiesen. Am stärksten 
betroffen sind die Landkreise Tuttlingen 
und Waldshut mit jeweils rund fünf Prozent 
ihrer Fläche und Konstanz, wo auf etwas 
mehr als vier Prozent der Fläche aktive und 
inaktive Rutschungen nachgewiesen sind. 
In diesen Kreisen sind rutschanfällige geo-
logische Schichten z. B. aus dem Muschel-
kalk, dem Keuper, dem Jura oder dem Terti-
är an der Oberfläche weit verbreitet. 
Zudem ist am Rand von Schwarzwald und 
Schwäbischer Alb, im Hegau sowie in den 
jüngeren Flusstälern wie zum Beispiel der 
Stockacher Aach mit ihren vielen kleineren 
Zuflüssen und der Wutachschlucht ein 
steiles Relief vorhanden, was zusammen 
mit rutschanfälligem Gestein die Entste-
hung von Rutschungen begünstigt.

„Wir wollen die Straße so schnell wie möglich wie-
der sicher befahrbar machen – ohne Kompromisse 
bei der Qualität“, versicherte Dieter Bollinger, Leiter 
des Straßenbaureferats Süd, den Menschen vor Ort. 
Jede Maßnahme sei darauf ausgerichtet, die Belas-
tungen für die Menschen in der Region so gering 
wie möglich zu halten.

Große Maschinen im Einsatz 

Nach intensiven Planungen startete dann im Au-
gust 2025 die umfassende Sanierung der Straße. 
Sie soll bis April 2026 wieder vollständig für den 
Verkehr geöffnet und nachhaltig widerstandsfähi-
ger für die Bewegungen des Hangs gemacht wer-
den. Wegen des Einsatzes großer Maschinen kann 
die Straße ausschließlich unter Vollsperrung saniert 
werden. Dabei sind mehrere technisch anspruchs-
volle Arbeitsschritte erforderlich: Eine Bohrpfahl-
wand stabilisiert den Hang von unten, während eine 
Kiespfahlgalerie zur dauerhaften Entwässerung 
eingerichtet wird. Eine beschädigte Gabionenwand 
im Bereich der Schattenmühle wird ebenso erneuert 
wie der komplette Fahrbahnbelag. Insgesamt inves-
tiert das Land rund 1,5 Millionen Euro.

Herausforderungen durch Rutschungen bleiben

Die Wutachschlucht bleibt ein geologisch aktives 
Gebiet. Auch künftig können sich im Untergrund 
Bewegungen ergeben, die trotz Sanierung nicht 
vollständig vermeidbar sind. Deshalb setzt das RP 
auf eine Kombination aus baulicher Sicherung und 
fortlaufender Beobachtung. Ziel ist es, die Straße so 
stabil und sicher wie möglich zu gestalten und Risi-
ken dauerhaft zu minimieren. 

Regierungspräsident Gabbert im Gespräch mit einer von 
rund 100 Interessierten bei der Infoveranstaltung in 
Bonndorf.



Wie soll sich die  
Region am Oberrhein 
bis 2050 entwickeln?

Der Oberrhein zwischen Basel und Karlsruhe zählt 
zu den dynamischsten europäischen Grenzräumen 
– ein grenzüberschreitender Wirtschaftsstandort 
und Lebensraum, vor dem auch die Herausforderun-
gen unserer Zeit nicht Halt machen. Raumpla-
nungsexperten aus Deutschland, Frankreich und 
der Schweiz haben in der deutsch-französisch-
schweizerischen Oberrheinkonferenz (ORK) ein 
gemeinsames grenzübergreifendes Raumkonzept 
entworfen. Es soll Orientierung geben für Entschei-

dungen, die die Region auf Jahrzehnte prägen – von 
Mobilität über Siedlungsentwicklung bis hin zu 
Energie und Landschaftsschutz.

Die Ausgangslage ist anspruchsvoll: Einerseits gibt 
es grenzübergreifend gemeinsame Herausforderun-
gen wie die Anpassung an den Klimawandel, den 
Klimaschutz durch erneuerbare Energien und 
Dekarbonisierung von Industrie und Mobilität, die 
Beibehaltung der hohen Innovationskraft der Wirt-

Mit dem trinationalen Raumkonzept haben Deutschland, Frankreich und 
die Schweiz erstmals einen grenzüberschreitenden Planungsrahmen ge-
schaffen, der Antworten liefert. 

Im Beisein von Ministerpräsident Winfried Kretschmann (Mitte) hat die Oberrheinkonferenz im Mai 2025 das Raumkonzept verabschiedet. 
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schaft oder den Schutz wertvoller Freiräume im 
Interesse der Ökologie und der Landwirtschaft im 
engen Korridor zwischen Vogesen und Schwarz-
wald. Andererseits sind unterschiedliche Bedingun-
gen und Schwerpunkte der Regionen in den drei 
Ländern zu verzeichnen, etwa bei den Pendlerströ-
men, der Wohnraumschaffung oder der industriellen 
Ausrichtung. Ein gemeinsames Verständnis davon, 
wie diese unterschiedlichen Perspektiven und Rah-
menbedingungen im Interesse der Sicherung der 
hohen Lebensqualität unseres Raums zusammen-
finden können, ist der Schlüssel für ein tragfähiges 
Konzept. Auf insgesamt 132 Seiten enthält das 
Raumkonzept Oberrhein Aussagen zur räumlichen 
Entwicklung des Gebiets mit den Regionen südli-
cher und mittlerer Oberrhein, Hochrhein-Bodensee 
und Rhein-Neckar, Teilen von Rheinland-Pfalz, dem 
Elsass und der Nordwestschweiz. Es formuliert Leit-
sätze und visualisiert die angestrebte Raument-
wicklung durch kartographische Darstellungen, die 
in ein Raumbild 2050 münden.

„Das Raumkonzept Oberrhein zeigt auf, dass wir die 
Herausforderungen unserer Zeit gemeinsam und 
grenzüberschreitend besser meistern können. Dies 
gilt für die Energie- und Mobilitätswende genauso 
wie für den Ausbau regionaler Wirtschaftskreisläufe 
und den Erhalt der Biodiversität“, erklärte Regie-
rungspräsident Carsten Gabbert: „Das Konzept hilft 
mit beim weiteren Zusammenwachsen in der trina-
tionalen Metropolregion im Herzen Europas.“ 

Erstellt wurde das Raumkonzept unter der Ägide 
der Arbeitsgruppe Raumordnung der ORK. Darin 
arbeiten Vertretungen der Planungsinstanzen des 
gesamten Oberrheingebiets mit. „Im Raumkonzept 
sehen wir den Rhein nicht mehr als Grenze, sondern 
als Mitte unserer Planungen“, unterstrich Johannes 
Dreier, Abteilungsleiter im Regierungspräsidium 
Freiburg und Leiter der grenzüberschreitenden 
Arbeitsgruppe.

In einem über zweijährigen Prozess mit mehreren 
Workshops wurden die unterschiedlichen Pla-
nungsansätze zusammengeführt und eine gemein-
same Sicht der französischen, schweizerischen und 
deutschen Planungsträger erarbeitet. Mit Mitteln 
aus dem europäischen Interreg-Programm, die in 
der Trägerschaft der Collectivité européenne d’Al-
sace verwaltet wurden, erstellte eine trinationale 
Gemeinschaft von Planungsbüros einen Entwurf. 
Dieser wurde im ersten Halbjahr 2025 breit mit den 

Landes- und Regionalplanungsinstanzen in 
Deutschland, Frankreich und der Schweiz abge-
stimmt sowie den Auswärtigen Ämtern der Natio-
nalstaaten vorgestellt. Am 16. Mai 2025 verabschie-
dete das Präsidium der ORK im schweizerischen 
Rheinfelden das Raumkonzept. Im zweiten Halbjahr 
2025 lag der Fokus auf regionalen Veranstaltungen 
in Basel, Freiburg, Colmar und Lauterbourg, bei 
denen das Raumkonzept vorgestellt und konkrete 
Schlüsselprojekte diskutiert wurden. Hierzu gehö-
ren etwa eine bessere Anbindung des Euro-Airports 
an den ÖPNV, der Ausbau der grenzüberschreiten-
den Rad- und Fußverkehrsinfrastruktur zwischen 
Kehl und Straßburg, die grenzüberschreitende Ver-
knüpfung der Wasserstoffpipelines, ein intermoda-
les Logistikkonzept Oberrhein sowie die grenzüber-
schreitende Information und Akzeptanzförderung 
zur Tiefengeothermie entlang 
des Oberrheingrabens.

  
Neugierig? Das Raumkonzept  
verbirgt sich hinter dem QR-Code.
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Vom kommenden Schuljahr an haben Eltern den 
Anspruch, dass ihre Grundschulkinder werktags 
acht Stunden betreut und gefördert werden – los 
geht es mit den ersten Klassen. Der Bund unter-
stützt die Umsetzung dieses Betreuungsanspruchs 
durch ein Förderprogramm für investive Maßnah-
men wie die Räumung und Erschließung von Grund-
stücken, den Neubau oder Umbau von Einrichtun-
gen sowie Investitionen in die Ausstattung von 
Ganztagseinrichtungen. Ziel des Investitionspro-
gramms Ganztagsausbau ist, die Infrastruktur der 
Schulen zu modernisieren und innovative Bildungs-
angebote zu fördern. Damit alle bis zum Stichtag 
am 11. September 2024 eingereichten Anträge 
berücksichtigt werden können, hat das Land 
Baden-Württemberg zusätzlich zu den landesweit 
358,6 Millionen Euro an Bundesmitteln weitere Mit-
tel in Höhe von 861,3 Millionen Euro für die Jahre 
2024 bis 2029 bereitgestellt.

Für eine erfolgreiche Zukunft aller Kinder

„Die Investition in die Ganztagesbetreuung ist eine 
zentrale Voraussetzung dafür, dass alle Kinder die 
bestmöglichen Chancen auf eine erfolgreiche 
Zukunft haben“, betont Regierungspräsident Cars-
ten Gabbert: „Die Nachfrage nach den Mitteln des 
Investitionsprogramms war von Beginn an sehr 
hoch. Wir sind froh, dass wir alle rechtzeitig einge-
reichten Anträge der Schulträger im Regierungsbe-
zirk Freiburg, die die Förderkriterien erfüllen, bewil-
ligen konnten. Mit den zusätzlichen Mitteln können 
die Landkreise und Kommunen die bestehenden 
Ganztagsangebote weiter ausbauen und verbes-
sern.“ Insgesamt gingen beim RP Freiburg 161 
Anträge von Schulträgern ein, davon 15 von priva-
ten Trägern. Bis Ende 2025 hat die Schulabteilung 
des RP 126 Anträge bewilligt und von den bereit 

Ab dem 1. August 2026 gilt der Rechtsanspruch auf Ganztagesbetreuung 
für Kinder im Grundschulalter in Baden-Württemberg. Im Rahmen des In-
vestitionsprogramms zum Ganztagsausbau hat das Regierungspräsidium 
Freiburg im vergangenen Jahr 126 Anträge von Schulträgern bewilligt 
und insgesamt rund 108 Millionen Euro an Bundes- und Landesmitteln 
verteilt – für die Schulabteilung des RP eine große Herausforderung mit 
großer Wirkung. 

links: Mensen sind zentraler  Bestandteil des Investitionsprogramms Ganztagsausbau des Bundes.  
Auf dem Bild sieht  man die 2025 eröffnete Mensa der Anne-Frank-Schule in Freiburg.

gestellten Bundesmitteln rund 68 Millionen Euro 
sowie von den zusätzlichen Landesmitteln rund 40 
Millionen Euro an Landkreise, Kommunen und pri-
vate Träger vergeben. „Für uns war die Bearbeitung 
der Anträge eine Mammutaufgabe, zu deren Bewäl-
tigung wir eine zusätzliche Arbeitskraft erhalten 
haben und dankenswerterweise vorübergehende 
Aushilfen aus anderen Referaten. Angesichts der 
vielen wichtigen Projekte, die die Schulträger durch 
die staatlichen Zuschüsse nun stemmen können, 
muss ich sagen: Es hat sich wirklich gelohnt“, 
berichtet Abteilungsleiter Thomas Hecht.

Große Bandbreite bewilligter Projekte

Die Bandbreite der bewilligten Projekte ist sowohl 
in finanzieller Hinsicht als auch inhaltlich groß. Die 
erste Bewilligung hat die Stadt Laufenburg bereits 
im November 2024 erhalten. Für die Einrichtung 
einer Mensa und weiterer Betreuungsräume der 
Hebelschule erhielt sie rund zwei Millionen Euro, 
das sind 70 Prozent der anerkennungsfähigen 
Gesamtkosten. Der größte Zuschuss in Höhe von 
rund neun Millionen Euro ging bislang an die Stadt 
Emmendingen für den Neubau von Betreuungsräu-
men und Freispielanlagen sowie Ausstattungsin-
vestitionen an der Fritz-Boehle-Schule.

Neuer Betreuungsraum der Grundschule Deilingen (Tuttlingen)



Vorbereitet, wenn 
der Wald brennt

Mit weniger als 100 Waldbränden ist Baden-Würt-
temberg 2025 von großen Waldbränden verschont 
geblieben: Alle diese Brände waren zusammen klei-
ner als zehn Fußballfelder - eine Situation, die nicht 
mit Bränden wie in den USA oder auf den griechi-
schen Inseln vergleichbar ist. Und dennoch sind 

auch hier im Schwarzwald die Folgen des Klima-
wandels deutlich spürbar und das Waldbrandrisiko 
steigt. Damit Baden-Württemberg gut für den Ernst-
fall vorbereitet ist, arbeiten Forstverwaltung und 
Feuerwehren eng zusammen. 

Die Gefahr von Waldbränden nimmt mit dem Klimawandel auch in  
Baden-Württemberg zu. Mit Tandems aus Feuerwehrleuten und  
Forstleuten sowie dem integrierten Waldbrandmanagement wappnet  
sich die landesweit zuständige Forstdirektion im Regierungspräsidium  
für den Ernstfall. 

Regierungspräsident Carsten Gabbert macht sich am Infotag der Plattform Integriertes Waldbrandmanagement auf dem  
Mattenhof in Gengenbach ein Bild von den Waldbrandeinsatzkarten.
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Ein zentraler Bestandteil der bislang überwiegend 
präventiven Arbeit ist unter anderem das praxisori-
entierte Tandemkonzept, das die Zusammenarbeit 
zwischen Forstverwaltung und Feuerwehr auf allen 
Verwaltungsebenen strukturell verankert. Ziel der 
Tandems, die sich aus einer oder einem Angehöri-
gen der Feuerwehr (in der Regel einem Kreisbrand-
meister bzw. einer Kreisbrandmeisterin) und zwei 
Försterinnen bzw. Förstern zusammensetzt ist es, 
den regelmäßigen Austausch zwischen den Fach-
behörden zu stärken und beide Seiten frühzeitig auf 
die zunehmende Waldbrandgefahr vorzubereiten. 
Darüber hinaus stellt die Forstdirektion im Regie-
rungspräsidium Freiburg (RP) umfassende, digitale 
Waldbrandeinsatzkarten zur Verfügung, die insbe-
sondere im Ernstfall Feuerwehren den Weg in und 
aus dem Wald weisen und für Orientierung und 
Unterstützung sorgen. 

Um die Zusammenarbeit aller relevanten Akteure im 
Land weiter zu verbessern, hat die Forstliche Ver-
suchs- und Forschungsanstalt Baden-Württemberg, 
in enger Zusammenarbeit mit dem Ministerium für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz, dem 

Gemeinsam „vor der Lage“ sein: Forstverwaltung und  
Katastrophenschutz arbeiten bei der Waldbrandprävention 
eng zusammen.

Warum brennt der Wald?

Eine Untersuchung der Waldbrandursa-
chen von 2010 bis 2023 zeigt ein deut-
liches Bild: ohne Menschen keine Wald-
brände. Neben vorsätzlicher 
Brandstiftung sind viele Feuer auf Fahr-
lässigkeit zurückzuführen – etwa durch 
weggeworfene Zigaretten, unachtsamen 
Umgang mit Grillstellen oder das Ver-
brennen von Laub und Reisig in Wald-
nähe.

Deshalb setzen Katastrophenschutz, 
Forstverwaltung und Feuerwehren 
gemeinsam auf Aufklärung: Nur wer die 
Ursachen kennt, 
kann Feuer vermei-
den. Nähere Infor-
mationen verbergen 
sich hinter dem QR-
Code.

Innenministerium sowie dem RP im letzten Jahr die 
„Plattform Integriertes Waldbrandmanagement“ ins 
Leben gerufen. Sie soll Fachwissen bündeln, eine 
gemeinsame Informationsbasis schaffen und auch 
die Bevölkerung abgestimmt und verständlich 
informieren.

„In der Krise Köpfe kennen“ – dieses Prinzip gilt 
auch bei Waldbränden. Deshalb organisierte die 
Plattform im Juli 2025 einen Infotag mit Fachleuten 
aus Frankreich, der Schweiz, Deutschland und 
Polen, an dem auch Regierungspräsident Carsten 
Gabbert teilnahm. Das mehrtägige Treffen im Forst-
lichen Ausbildungszentrum Mattenhof in Gengen-
bach machte sichtbar, wie unterschiedlich zum Teil 
die regionalen Herausforderungen und Rahmenbe-
dingungen sind: von digitalen Informationssyste-
men über französische Gefahrenmodelle bis zur 
kamerabasierten Waldbrand-Überwachung aus der 
polnischen Region Lublin. Gleichzeitig zeigte sich, 
wie wertvoll persönliche Kontakte und verlässliche 
Strukturen für eine funktionierende grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit sind. Schon heute 
können zweisprachige Verbindungsoffiziere aus 
dem Regierungsbezirk Freiburg und dem Elsass im 
Einsatzfall aktiviert werden, um Sprachbarrieren zu 
überbrücken. Gemeinsame Übungen – zuletzt mit 
Einheiten aus dem westlichen Regierungsbezirk 
und dem Département Haut-Rhin – stärken zusätz-
lich die operative Einsatzfähigkeit. 



Herr Kübler, was bedeutet für 
Sie der Begriff Biosphäre ganz 
persönlich?

Biosphäre ist für mich das Mit-
einander von Mensch und Natur. 
Im Zentrum steht dabei die 
Frage, wie es gelingen kann, eine 
wirklich nachhaltige Entwicklung 
zu erreichen und umzusetzen. Es 
geht also um die wirtschaftliche 
Entwicklung im Einklang mit 
dem Naturschutz. 

Sie sind im Raum Freudenstadt 
aufgewachsen. Was bringen Sie 

als Nordschwarzwälder mit, 
das Ihnen die Arbeit im Süd-
schwarzwald leichter macht?

Zunächst einmal die große Ver-
bundenheit zum Schwarzwald 
als meine Heimat. Was mich 
zudem stark geprägt hat ist die 
Tatsache, dass ich im ländlichen 
Raum aufgewachsen bin. Ich 
habe eine gute Vorstellung 
davon, welche Herausforderun-
gen hier zu meistern sind – wenn 
wir zum Beispiel an Themen wie 
Mobilität, Entwicklung der 
Bevölkerungszahlen, Regional-

entwicklung, kulturelle Teilhabe 
etc. denken. 

Sie haben zuvor bei der 
UNESCO in Bonn gearbeitet. 
Welche Erfahrungen aus dieser 
Zeit können Sie ins Biosphären-
gebiet Schwarzwald einbrin-
gen?

Dadurch, dass ich für die Koordi-
nierung des Netzwerks der 
UNESCO-Biosphärenreservate 
verantwortlich war, habe ich zum 
einen tiefgreifende inhaltliche 
Kenntnisse über die Strukturen 

„Junge Perspektiven  
in die Arbeit einbinden“
Am 1. November 2025 hat Florian Kübler (34) die Nachfolge von  
Walter Kemkes als Geschäftsführer des Biosphärengebiets Schwarzwald 
angetreten. Im Interview schildert er, was er mitbringt und welche Ideen 
er hat zur Weiterentwicklung der UNESCO-Modellregion. 

Biosphäre ist das Miteinander von Mensch und Natur: Eröffnung des Wildniscamps in Häusern. 
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und Prozesse der verschiedenen 
Biosphärengebiete. 

Zum anderen hatte ich durch 
meine vorherige Tätigkeit auch 
die Möglichkeit, ganz viele inno-
vative und erfolgreich Beispiele 
der Biosphärengebiete in 
Deutschland und international 
zu erleben und hoffe, diese Inspi-
ration auch hier im Biosphären-
gebiet miteinfließen lassen zu 
können. Zudem bringe ich natür-
lich viele Kontakte zu Akteuren 
auf nationaler Ebene mit, die wir 
für die Umsetzung von Projekten 
nutzen können. 

Was sind die wichtigsten Auf-
gaben des Biosphärengebiets in 
den nächsten Jahren?

Das Biosphärengebiet ist im bun-
desweiten Vergleich ja noch 
recht jung und wir haben nun die 
erste Evaluierung vor der Tür 
stehen, die alle zehn Jahre durch 
die UNESCO erfolgt. Im Jahr 
2026 werden wir viel Energie 
darauf verwenden die Evaluie-
rung vorzubereiten, die 2027 
final bei der UNESCO eingereicht 
werden wird. Wir hoffen dann auf 
ein positives Feedback und die 
Verlängerung der UNESCO, die 
wir für 2028 erwarten. 

Dieser Prozess bietet zugleich 
eine Chance, um einen Blick auf 
die zurückliegende Zeit zu wer-
fen und von dieser zu lernen. 
Was lief und läuft bisher gut? 
Welche Aspekte müssen und 
können verbessert und gestärkt 
werden? Ich möchte die kom-
menden Monate nutzen, diese 
Fragen zu klären und die richti-
gen Schlüsse daraus zu ziehen. 

Haben Sie schon konkrete Pro-
jektideen, die Sie umsetzen 
möchten?

Ein zentrales Anliegen wird es 
sein, das Biosphärengebiet stär-
ker in der Region selbst zu posi-
tionieren und bekannter zu 
machen. Wir möchten noch 
näher mit den Akteuren in der 
Region zusammenrücken und 
damit als starker Partner für die 
Menschen vor Ort agieren. 

Des Weiteren glaube ich, dass 
wir noch stärker junge Perspekti-
ven in unsere Arbeit einbinden 
können.  Dafür sind einerseits 
unsere vielfältigen Bildungsan-
gebote ein wichtiger Schlüssel, 
aber auch die Gewinnung neuer 
Zielgruppen für unsere Themen 
und unsere Projekte. Vorstellbar 
wäre aus meiner Sicht zum Bei-

"Wir wollen das Biosphärengebiet  
stärker in der Region positionieren  
und bekannter machen." 

Florian Kübler,
Geschäftsführer  
Biosphärengebiet Schwarzwald

spiel, die Vereine in den Kommu-
nen des Biosphärengebiets stär-
ker in den Blick zu nehmen und 
Formate zu entwickeln, wie wir 
über diese für unsere Arbeit und 
unsere Themen begeistern kön-
nen. 

Wo soll das Biosphärengebiet in 
zehn Jahren stehen?

Ich hoffe, dass das Biosphären-
gebiet in zehn Jahren in der 
Region nicht mehr wegzudenken 
ist und dass möglichst viele in 
der Region und darüber hinaus 
das Biosphärengebiet nicht nur 
kennen, sondern bekannt und 
klar ist, wofür dieses steht und 
welche Wirkung es entfaltet. 

Zudem hoffe ich, dass das Bio-
sphärengebiet noch stärker und 
klarer als Motor einer nachhalti-
gen Entwicklung fungiert und 
vielfältige Impulse aufgreift und 
liefert. 

Außerdem wünsche ich mir, dass 
sich in zehn Jahren eine Vielzahl 
junger Menschen aktiv für das 
Biosphärengebiet engagieren 
und das Biosphärengebiet aktiv 
dazu beiträgt Identifikation mit 
der Region zu schaffen. 



Stadtführung mal anders: INFOBEST 4.0 und die Hochschule Kehl zeigen 
einer Gruppe aus den drei Grenzländern bei einem Spaziergang zwischen 
Kehl und Straßburg, was die Grenzregion im Alltag ausmacht. 

Rund 50 Personen stehen an der Tramhaltestelle 
Läger in Kehl. Sie hören Prof. Michael Frey von der 
Hochschule Kehl zu, der ein laminiertes Bild hoch-
hält. Darauf zu sehen: Genau dieselbe Stelle, auf-
genommen kurz nach dem Zweiten Weltkrieg. 
Durch ihre Headsets erfahren die Umstehenden, 
dass die Tramline D seit 2017 Kehl und Straßburg 
verbindet. Sie funktioniert einerseits mit einem fran-
zösischen Ticketsystem, andererseits mit deut-
schen Verkehrszeichen und Sicherheitsvorgaben.

Die Gruppe sind die Teilnehmenden des Border-
walks, einer Stadtführung mit Fokus auf das Thema 

Brücken verbinden: Die Gäste des Boarderwalks bei der Passerelle des Deux Rives in Kehl.

Borderwalk 
am Oberrhein 

Grenze am Oberrhein. Das trinationale Projekt 
INFOBEST 4.0 hatte an einem Samstag im Septem-
ber interessierte Bürgerinnen und Bürger, politische 
Vertreterinnen und Vertreter, Projektpartner und 
Gäste aus Deutschland, Frankreich und der Schweiz 
eingeladen. Projektleiter Klaus Schüle, der Leiter 
der Stabsstelle für grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit und europäische Angelegenheiten im 
Regierungspräsidium Freiburg, freute sich zuvor 
schon in seiner Begrüßungsrede über das rege Inte-
resse an der öffentlichen Veranstaltung und 
betonte, dass INFOBEST 4.0 ein konkretes Beispiel 
für die gelungene grenzüberschreitende Zusam-



menarbeit sei. Auf der weiteren, etwa 3,2 Kilo-
meter langen Route durch die Kehler Innenstadt 
über den Rhein bis nach Straßburg zeigte das 
Team von INFOBEST 4.0 an anschaulichen 
Details im Stadtbild, was die Besonderheiten 
der Grenzregion ausmachen.

Die Grenze: Hürde oder verbindendes Element?

Eine Station weiter versammeln sich die Teil-
nehmenden vor der Kehler Rehfusvilla. Die frü-
here Hutfabrik beherbergt heute mehrere 
grenzüberschreitende Institutionen, darunter 
auch die INFOBEST Kehl/Strasbourg. Sie ist eine 
von vier Beratungsstellen für Bürgerinnen und 
Bürger am Oberrhein, die sehr gefragt sind. 
Denn das Leben und Arbeiten in einer Grenz-
region kann Bürgerinnen und Bürger vor ver-
schiedenste alltägliche Fragen stellen. Dies 
wird im weiteren Verlauf des Borderwalks noch 
an sehr konkreten Beispielen klar. Die vier  
INFOBESTen beraten Ratsuchende persönlich, 
mehrsprachig und kostenlos, insbesondere zu 
den Themen Sozialversicherung, Rente, Steuern 
und Familienleistungen.

Der Borderwalk führt die Gruppe im weiteren 
Verlauf über die Fußgängerbrücke Passerelle 
des deux Rives nach Frankreich. Die Brücke 
wurde vor rund 20 Jahren mit Fördermitteln des 
europäischen Programms Interreg Oberrhein 
gebaut.

Wertvoller Bürgerservice

Auch INFOBEST 4.0 ist ein grenzüberschreiten-
des Projekt, getragen vom Regierungspräsidium 
Freiburg. Es wird von der Neue Regionalpolitik 
der Schweiz und dem Programm Interreg Ober-
rhein kofinanziert. Die Projektziele, nämlich die 
vier INFOBESTen in den Bereichen Kunden-
beratung, Digitalisierung, Koordination und 
Kommunikation weiterzuentwickeln, stehen im 
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Professor Michael Frey von der Hochschule Kehl, der das Kon-
zept Borderwalk entwickelt hat, erläutert die Besonderheiten 
der Grenzregion zwischen Kehl und Straßburg.

"INFOBEST 4.0 ist gelebte  
grenzüberschreitende Zusammen- 

arbeit im Herzen Europas."

Klaus Schüle, 
Leiter der Stabsstelle für  

grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
und europäische Angelegenheiten  

im Regierungspräsidium Freiburg 

öffentlichen Interesse. Mit der Veranstaltung soll 
daher auch konkret gezeigt werden, wo Förder-
mittel der EU direkt den Bürgerinnen und Bürgern 
zugutekommen. Gerade dies ist auch Klaus Schü-
le ein besonderes Anliegen. Er betont mehrfach 
die erfolgreiche Bilanz des Projekts und würdigt 
das besondere Engagement des Projektteams. So 
profitierten beispielsweise rund 1200 Bürgerinnen 
und Bürger von dem neuen Beratungsservice durch 
INFOBEST 4.0. Diesen präsentierte das Projekt-
team nach der Rückfahrt nach Kehl mit der schon 
bekannten Tramlinie D. Bei INFOBEST können 
Ratsuchende professionelle Hilfe beim Ausfüllen 
ihrer grenzüberschreitenden Online-Anträge in 
den Bereichen Familienleistungen und Rente von 
zwei extra dafür geschulten Beraterinnen erhalten. 
Dafür gibt es  Sprechtage an den vier INFOBEST-
Standorten. Vor Ort können damit alle Schritte einer 
grenzüberschreitenden Verwaltungsangelegenheit 
begleitet werden – von der Erstberatung bis zum 
korrekt eingereichten Antrag.

Beim gemeinsamen Ausklang erzählen viele Teil-
nehmende von ihren eigenen Erfahrungen dies- und 
jenseits der Grenze. Die Veranstaltung hat ihnen 
nochmals neue, überraschende und außergewöhn-
liche Aspekte der Grenzregion gezeigt.
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Wir fördern  
Investitionen in  
die Zukunft
Rund eine Milliarde Euro
hat das Regierungspräsidium Freiburg im Jahr 2025  
an Fördermitteln bewilligt
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Krankenhäuser
112 Millionen Euro

Waldwirtschaft
33 Millionen Euro

Stadtsanierung
58 Millionen Euro

Schulische Bildung
307 Millionen Euro

Junges Wohnen
7 Millionen Euro

Schulbau
30 Millionen Euro

Abwasser
23 Millionen Euro

Feuerwehr
21 Millionen Euro

Weiterbildung
6 Millionen Euro

Mobilität
50 Millionen Euro

Gewässer
8 Millionen Euro

Schulsanierung
28 Millionen Euro

Tourismus
4 Millionen Euro

Wasser
18 Millionen Euro

Sportstätten
5 Millionen Euro

Ganztagsschule
108 Millionen Euro

Kinderbetreuung
1 Millionen Euro

Agrarmarkt
10 Millionen Euro

Rettungsdienst
5 Millionen Euro

Sozialberatung
17 Millionen Euro

Naturschutz
3 Millionen Euro

Kunst und Kultur
2 Millionen Euro

Ländlicher Raum
41 Millionen Euro
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